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Änderungsantrag 

der Abgeordneten Florian Köhler, Oskar Lipp, Johannes Meier und Fraktion (AfD) 

Haushaltsplan 2024/2025; 
hier: Ausgaben für die Nutzung von Räumen und Plätzen der Verwaltung der 

staatl. Schlösser, Gärten und Seen für staatliche Zwecke und die Nutzung 
durch Dritte bei dringendem Staatsinteresse 

 (Kap. 07 02 Tit. 981 16) 

Der Landtag wolle beschließen: 

Im Entwurf des Haushaltsplans 2024/2025 werden folgende Änderungen vorgenom-
men: 

In Kap. 07 02 wird der Ansatz im Tit. 981 16 (Ausgaben für die Nutzung von Räumen 
und Plätzen der Verwaltung der staatl. Schlösser, Gärten und Seen für staatliche Zwe-
cke und die Nutzung durch Dritte bei dringendem Staatsinteresse) für das Jahr 2024 
von 18,5 Tsd. Euro um 18,5 Tsd. Euro auf 0 Euro reduziert. 

In Kap. 07 02 wird der Ansatz im Tit. 981 16 (Ausgaben für die Nutzung von Räumen 
und Plätzen der Verwaltung der staatl. Schlösser, Gärten und Seen für staatliche Zwe-
cke und die Nutzung durch Dritte bei dringendem Staatsinteresse) für das Jahr 2025 
von 18,5 Tsd. Euro um 18,5 Tsd. Euro auf 0 Euro reduziert. 

Die eingesparten Mittel werden zur Erhöhung von bestehenden Ansätzen oder zur Fi-
nanzierung neuer Vorhaben im Entwurf des Haushaltsplans 2024/2025 an anderer 
Stelle verwendet.  

 

 

Begründung: 

Die Streichung der Ausgaben des Staatsministeriums für Wirtschaft, Landesentwick-
lung und Energie für die Nutzung von Räumen und Plätzen der Verwaltung der staatli-
chen Schlösser, Gärten und Seen ist angesichts der aktuellen wirtschaftlichen Lage 
dringend geboten. Die anhaltende Inflation und Wirtschaftskrise in Deutschland belas-
ten viele Bürger, während die Reallöhne in der Privatwirtschaft sinken. In dieser Zeit der 
finanziellen Unsicherheit ist es unangebracht, dass Staatsminister auf Kosten der Steu-
erzahler in luxuriösen Schlössern verweilen und sich selbst beweihräuchern. Dies führt 
zu einem starken Ungerechtigkeitsgefühl in der Bevölkerung und trägt zur wachsenden 
Frustration bei. Angesichts der ausufernden Staatsquote ist es unerlässlich, dass staat-
liche Ausgaben kritisch überprüft werden, um Ressourcen effizienter zu nutzen und das 
Vertrauen der Bürger in die staatliche Verwaltung wiederherzustellen. Daher sollten die 
Mittel für die Nutzung von Räumen und Plätzen der staatlichen Schlösser, Gärten und 
Seen gestrichen werden, um eine angemessene und verantwortungsbewusste Verwen-
dung öffentlicher Gelder sicherzustellen. 

 

 


